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Die Stadtverordnetenversammlung

- Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft 
und Beschäftigung -

Tagesordnung 2 Punkt 6 der öffentlichen Sitzung am 09.11.2005  

Vorlage Nr. 05-V-31-0003

Bereitstellung von apl/üpl Mittel zur Beschaffung eines zusätzlichen Messgerätes für die 
stationäre Geschwindigkeitsüberwachungsanlage

Beschluss Nr. 0274
 
Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen:

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Einrichtung der stationären 
Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen mit einem Messgerät (Innenteil) in der 
Boelckestraße, der Biebricher Allee und am Konrad-Adenauer-Ring abgeschlossen sind.

2. Es wird zur Kenntnis genommen, dass es sich bei den ausgewählten Standorten um 
„schutzwürdige Zonen“ im Sinne des Erlasses des HMdIuS handelt und die Vorraussetzung 
für eine dauerhafte Überwachung gegeben sind.

3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass seit der Inbetriebnahme der drei stationären 
Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen mit einem Messgerät (Innenteil) ca. 17.000 
Geschwindigkeitsübertretungen registriert worden sind.

4. Zur Sicherstellung der verkehrserzieherischen Einflussnahme auf die Verkehrsteilnehmer 
und damit Verkehrssicherheit wird ein zusätzliches Messgerät (Innenteil) beschafft und in 
Betrieb genommen. 
Hierzu werden im Vermögenshaushalt 2005 bei Verrechnungsstelle 2.1120.935000.9.619 – 
Stationäre Geschwindigkeitsmessanlage, 
2. Messgerät – außerplanmäßig 39.000 € bereitgestellt.
Im Verwaltungshaushalt 2005 werden im Unterabschnitt 1120 - Verkehrsüberwachung – 
überplanmäßig Sachausgaben bis maximal 24.700 €  zur Verfügung gestellt. Die genaue 
Höhe bestimmt sich über den Einsatzzeitpunkt des zweiten Messgerätes. Dezernat VII/31 
in Verbindung Dezernat III/20 werden beauftragt, zu ggb. Zeit den konkreten üpl. Bedarf 
abzustimmen.

5. Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich die Investitionskosten innerhalb von 6 Monaten 
durch zusätzliche Einnahmen auf der Haushaltsstelle 1.1120.260000.6 Bußgelder 
refinanzieren (siehe Anlage I Wirtschaftlichkeitsberechnung zur Vorlage).

6. Die Mehreinnahmen und Mehrausgaben sind in die Haushaltsanmeldungen 2006/2007 
einzuarbeiten.

 (antragsgemäß Magistrat 25.10.2005 BP 0911 Ziffer I)  
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Wiesbaden,         .11.2005

Winkelmann
Vorsitzender
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